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Absolute Mehrheit der Mitglieder außer in den Fällen, die in 
Artikel 105, 107, 161 und 300 des EG-Vertrags und Artikel 7 des 
EU-Vertrags genannt sind

***I Verfahren der Mitentscheidung (erste Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen

***II Verfahren der Mitentscheidung (zweite Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
Gemeinsamen Standpunkts
Absolute Mehrheit der Mitglieder zur Ablehnung oder Abänderung 
des Gemeinsamen Standpunkts

***III Verfahren der Mitentscheidung (dritte Lesung)
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gemeinsamen Entwurfs

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der von der Kommission 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Legislativtext

In den Änderungsanträgen werden Hervorhebungen in Fett- und Kursivdruck 
vorgenommen. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das 
als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen auf solche Teile des 
Legislativtextes, bei denen im Hinblick auf die Erstellung des endgültigen 
Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise Textteile, die in einer 
Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz fehlen). Diese 
Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der betreffenden 
technischen Dienststellen.
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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Mit Schreiben vom 15. September 2000 unterbreitete die Kommission dem Europäischen 
Parlament gemäß Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 95 des EG-Vertrags den Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Messgeräte (KOM(2000) 566 
– 2000/0233 (COD)).

In der Sitzung vom 6. Oktober 2000 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments 
bekannt, dass sie diesen Vorschlag an den Ausschuss für Industrie, Außenhandel, Forschung 
und Energie als federführenden Ausschuss sowie an den Ausschuss für Recht und 
Binnenmarkt als mitberatenden Ausschuss überwiesen hat (C5-0478/2000).

Der Ausschuss für Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie benannte in seiner Sitzung 
vom 12. Oktober 2000 Lisbeth Grönfeldt Bergman als Berichterstatterin.

Der Ausschuss prüfte den Vorschlag der Kommission und den Berichtsentwurf in seinen 
Sitzungen vom 24. Januar 2001, 21. März 2001, 24. April 2001, 19. Juni 2001 und 20. Juni 
2001.

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entwurf einer legislativen 
Entschließung einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Carlos Westendorp y Cabeza, Vorsitzender; Renato 
Brunetta und Peter Michael Mombaur, stellvertretende Vorsitzende; Lisbeth Grönfeldt 
Bergman, Berichterstatterin; Konstantinos Alyssandrakis, Ward Beysen (in Vertretung von 
Astrid Thors), Guido Bodrato, Massimo Carraro, Gérard Caudron, Giles Bryan Chichester, 
Nicholas Clegg, Dorette Corbey (in Vertretung von Harlem Désir), Willy C.E.H. De Clercq, 
Francesco Fiori (in Vertretung von Alejo Vidal-Quadras Roca), Christos Folias, Jacqueline 
Foster (in Vertretung von Concepció Ferrer), Pat the Cope Gallagher, Neena Gill (in 
Vertretung von Glyn Ford), Norbert Glante, Michel Hansenne, Malcolm Harbour (in 
Vertretung von Roger Helmer), Hans Karlsson, Bashir Khanbhai (in Vertretung von Konrad 
K. Schwaiger), Helmut Kuhne (in Vertretung von Rolf Linkohr), Werner Langen, Caroline 
Lucas, Eryl Margaret McNally, Nelly Maes, Erika Mann, Elizabeth Montfort, Angelika 
Niebler, Giuseppe Nisticò (in Vertretung von Umberto Scapagnini), Reino Paasilinna, Yves 
Piétrasanta, Elly Plooij-van Gorsel, John Purvis, Godelieve Quisthoudt-Rowohl, Bernhard 
Rapkay (in Vertretung von François Zimeray), Imelda Mary Read, Mechtild Rothe, Christian 
Foldberg Rovsing, Paul Rübig, Ilka Schröder, Esko Olavi Seppänen, Helle Thorning-Schmidt 
(in Vertretung von Myrsini Zorba), Claude Turmes (in Vertretung von Nuala Ahern), Jaime 
Valdivielso de Cué, W.G. van Velzen, Dominique Vlasto, Anders Wijkman und Olga Zrihen 
Zaari.

Der Ausschusses für Recht und Binnenmarkt hat am 17. Oktober 2000 beschlossen, keine 
Stellungnahme abzugeben.

Der Bericht wurde am 21. Juni 2001 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wird im Entwurf der Tagesordnung für 
die Tagung angegeben, auf der der Bericht geprüft wird.
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LEGISLATIVVORSCHLAG

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Messgeräte (KOM(2000) 566 – C5-0478/2000 – 2000/0233(COD))

Der Vorschlag wird wie folgt abgeändert:

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1 
Erwägung 2

(2) Messgeräte können für verschiedene 
Messaufgaben zum Einsatz kommen; 
diejenigen, die im öffentlichen Interesse 
begründet sind und das tägliche Leben der 
Bürger auf vielfältige Weise direkt und 
indirekt beeinflussen, erfordern die 
Verwendung amtlich kontrollierter 
Messgeräte.

(2) Messgeräte können für verschiedene 
Messaufgaben zum Einsatz kommen; 
diejenigen, die im öffentlichen Interesse, im 
Interesse von Sicherheit und Ordnung, des 
Schutzes der Umwelt und der Verbraucher, 
der Erhebung von Abgaben und Steuern 
und des fairen Handels begründet sind, die 
das tägliche Leben der Bürger auf vielfältige 
Weise direkt und indirekt beeinflussen, 
erfordern die Verwendung amtlich 
kontrollierter Messgeräte.

Begründung

Dieser Änderungsantrag sollte in Verbindung mit dem Änderungsantrag gesehen werden, 
durch den ein neuer Absatz in Artikel 1 eingefügt wird. Er nennt die Gründe, weshalb EG-
Vorschriften gerechtfertigt sind.

Änderungsantrag 2 
Erwägung 4 a (neu)

(4 a) Die durch diese Richtlinie eingeführte 
Klausel der Wahlmöglichkeit, die bedeutet, 
dass die Mitgliedstaaten ihr Recht 
wahrnehmen können zu entscheiden, ob sie 
Vorschriften über eines der von dieser 
Richtlinie abgedeckten Geräte erlassen 
oder nicht, gilt nur in dem Maße, dass diese 
Klausel kein Hindernis für die Vollendung 
des Binnenmarktes darstellt und den 
Übergangsvorschriften dieser Richtlinie 

1 ABl. C 62 vom 27.2.2001, S. 1.
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unterliegt.

Begründung

Dieser Änderungsantrag sollte in Verbindung mit den Änderungsanträgen zu Artikel 2 
gesehen werden. Er besagt im Wesentlichen, dass ein Mitgliedstaat frei ist zu entscheiden, ob 
er Vorschriften in diesem Bereich erlässt, vorausgesetzt, dabei wird der durch EG-
Vorschriften geschaffene gemeinschaftliche Besitzstand respektiert und die Vorschriften 
wirken nicht als ein technisches Hindernis für die Vollendung des Binnenmarktes.

Änderungsantrag 3 
Erwägung 4 b (neu)

(4 b) Es ist angebracht, die Definition von 
„Hersteller“ und seiner Verantwortung für 
die Konformität der Messgeräte gesondert 
aufzuführen.

Begründung

Dieser Änderungsantrag sollte in Verbindung mit dem Änderungsantrag zu Artikel 3 
Buchstabe d) gesehen werden. In diesem Änderungsantrag wird lediglich eine deutlichere 
Definition verlangt, „wer“ die Verantwortung für die Konformitätsbewertung und für die 
Erfüllung der grundlegenden Anforderungen trägt.

Änderungsantrag 4 
Erwägung 11

(11) In der Messtechnik unterliegt der Stand 
der Technik einer kontinuierlichen 
Entwicklung, die zu veränderten 
Anforderungen hinsichtlich der 
Konformitätsbewertung führen kann. Die 
angenommen Verfahren entsprechen denen 
in Beschluss 93/465/EWG des Rates vom 
22. Juli 1993 über die in den technischen 
Harmonisierungsrichtlinien zu 
verwendenden Module für die verschiedenen 
Phasen der Konformitäts-
bewertungsverfahren und die Regeln für die 
Anwendung und Verwendung der CE-
Konformitätskennzeichnung.

(11) In der Messtechnik unterliegt der Stand 
der Technik einer kontinuierlichen 
Entwicklung, die zu veränderten 
Anforderungen hinsichtlich der 
Konformitätsbewertung führen kann. Die 
angenommen Verfahren entsprechen denen 
in Beschluss 93/465/EWG des Rates vom 
22. Juli 1993 über die in den technischen 
Harmonisierungsrichtlinien zu 
verwendenden Module für die verschiedenen 
Phasen der Konformitäts-
bewertungsverfahren und die Regeln für die 
Anwendung und Verwendung der CE-
Konformitätskennzeichnung. Es sind 
Vorkehrungen dafür zu treffen, dass die 
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CE-Konformitätskennzeichnung während 
des Herstellungsprozesses angebracht 
werden kann.

Begründung

Dieser Änderungsantrag steht in Verbindung mit dem Änderungsantrag zu Artikel 5 Absatz 2 
und soll einen Schutz für das Verfahren der Konformitätskennzeichnung bewirken.

Änderungsantrag 5 
Erwägung 14

(14) Die Mitgliedstaaten sollten alle 
geeigneten Maßnahmen ergreifen um 
sicherzustellen, dass Messgeräte mit der CE-
Konformitätskennzeichnung und einer 
zusätzlichen Kennzeichnung 
vorschriftsgemäß in Verkehr gebracht 
werden. Wenn ablehnende Entscheidungen 
über bestimmte Produkte getroffen werden, 
müssen deren Hersteller über die Gründe für 
diese Entscheidungen sowie die ihnen zur 
Verfügung stehenden Rechtsbehelfe 
informiert werden.

(14) Die Mitgliedstaaten sollten alle 
geeigneten Maßnahmen ergreifen um 
sicherzustellen, dass Messgeräte, die aus 
einer Reihe von Geräten und 
Unterbaugruppen bestehen, mit der CE-
Konformitätskennzeichnung und einer 
zusätzlichen Kennzeichnung 
vorschriftsgemäß in Verkehr gebracht 
werden. Wenn ablehnende Entscheidungen 
über bestimmte Produkte getroffen werden, 
müssen deren Hersteller über die Gründe für 
diese Entscheidungen sowie die ihnen zur 
Verfügung stehenden Rechtsbehelfe 
informiert werden.

Begründung

Dieser Änderungsantrag steht in Verbindung mit zwei anderen Änderungsanträgen, nämlich 
zu Artikel 3 Absatz b, bzw. zu Artikel 13 Absatz 4. Ziel des Änderungsantrags ist es, die 
Optionen für die Definition von Messgeräten zu verdeutlichen.
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Änderungsantrag 6
Artikel 1

Diese Richtlinie gilt für die in den 
gerätespezifischen Anhängen MI-001 bis 
MI-011 genauer bezeichneten Geräte und 
Systeme mit einer Messfunktion.

1. Diese Richtlinie gilt für die in den 
gerätespezifischen Anhängen MI-001 bis 
MI-011 genauer bezeichneten Geräte und 
Systeme mit einer Messfunktion. Diese 
Anhänge betreffen Wasserzähler 
(MI-001), Gaszähler (MI-002), 
Wirkelektrizitätszähler und Messwandler 
(MI-003), Wärmezähler (MI-004), 
Messanlagen für die kontinuierliche und 
dynamische Messung von Mengen von 
Flüssigkeiten außer Wasser (MI-005), 
selbsttätige Waagen (MI-006), Taxameter 
(MI-007), Maßverkörperungen (MI-008), 
Geräte zur Messung von Längen und 
ihrer Kombinationen (MI-009), 
beweissichere Atemalkoholanalysatoren 
(MI-010) und Abgasanalysatoren 
(MI-011).

Begründung

Der Änderungsantrag verdeutlicht den Geltungsbereich und definiert das Produktspektrum, 
das entsprechend der Entschließung des Rates vom 7. Mai 1985 über eine neue Konzeption 
auf dem Gebiet der technischen Harmonisierung und der Normung abgedeckt ist (ABl. C 136 
vom 4.6.1985).

Änderungsantrag 7
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a (neu)

1a. Ein in den Geltungsbereich dieser 
Richtlinie fallendes amtlich kontrolliertes 
Instrument wird aus Gründen der 
Gesundheit der Bevölkerung, der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, des 
Schutzes der Umwelt und der 
Verbraucher, der Erhebung von Abgaben 
und Steuern und des fairen Handels 
verwendet.
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Begründung

Die geltenden EG-Rechtsvorschriften und die neue Konzeption machen einen ausdrücklichen 
Verweis auf die “Gründe” für die Festlegung von EG-Rechtsvorschriften erforderlich. Diese 
Gründe werden normalerweise im Geltungsbereich der Richtlinie genannt, dies fehlt aber im 
Kommissionsvorschlag.

Änderungsantrag 8
Artikel 2

Diese Richtlinie enthält die grundlegenden 
Anforderungen, welche die in Artikel 1 
genannten Geräte und Systeme erfüllen 
müssen, wenn sie der amtlichen 
messtechnischen Kontrolle in einem 
Mitgliedstaat unterliegen, sowie die für 
deren Inverkehrbringen und 
Inbetriebnahme anzuwendenden 
Konformitätsbewertungsverfahren.

1. Diese Richtlinie enthält die 
grundlegenden Anforderungen, welche die 
in Artikel 1 genannten Geräte und Systeme 
erfüllen müssen, sowie die für deren 
Inverkehrbringen und Inbetriebnahme 
anzuwendenden 
Konformitätsbewertungsverfahren.

Begründung

Der Text der Kommission stellt eine starke Abweichung von der neuen Konzeption dar, die 
durch die Entschließung des Rates vom 7. Mai 1985 festgelegt wurde (ABl. C 136 vom 
4.6.1985), sowie vom gemeinschaftlichen Besitzstand, der durch die geltenden EG-
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der technischen Harmonisierung geschaffen worden ist. 
Falls der Text der Kommission nicht geändert wird, könnte eine Aufsplitterung des 
Binnenmarktes die Folge sein, denn die im Kommissionsvorschlag enthaltene 
Wahlmöglichkeit könnte wie folgt interpretiert werden: “Jeder Mitgliedstaat entscheidet, ob 
er Vorschriften für die in Artikel 1 genannten Geräte erlässt oder nicht”.

Änderungsantrag 9
Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b (neu)

1a. Wenn ein Mitgliedstaat keine 
Rechtsvorschriften für die in Artikel 1 
genannten Geräte und Systeme festgelegt 
hat und vorbehaltlich der 
Übergangsbestimmungen von Artikel 17 
beschließt der betreffende Mitgliedstaat, 
ob er Vorschriften für eines der im 
Verzeichnis der Anhänge MI-001 bis MI-
011 aufgeführten Geräte erlässt. 
1b. Kein Mitgliedstaat darf das 
Inverkehrbringen oder die 
Inbetriebnahme eines in den 
Geltungsbereich dieser Richtlinie 
fallenden Geräts oder Systems 
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verhindern, verbieten oder einschränken, 
wenn dieses Gerät oder System die für das 
Gerät oder das System geltenden 
Anforderungen dieser Richtlinie erfüllt.

Begründung

Der Änderungsantrag verdeutlicht lediglich die Bedingungen, unter denen die 
Wahlmöglichkeit anwendbar sein wird. Er verdeutlicht außerdem das übliche Ziel der 
Richtlinien über den Binnenmarkt und die technische Harmonisierung. Er ist in Verbindung 
mit dem Änderungsantrag zu Artikel 2 Absatz 1 zu sehen. Absatz 1b ist nämlich eine 
rechtliche Standardklausel, die im Sinne der Richtlinie des Rates (71/316/EWG) oder der 
Richtlinie des Rates (90/384/EWG) entsprechend geändert wurde.

Änderungsantrag 10
Artikel 3 Buchstabe b

(b) „Unterbaugruppe” ist eine Baueinheit, 
die unabhängig arbeitet und zusammen mit 
anderen, kompatiblen Unterbaugruppen ein 
Messgerät bildet;

(b) „Unterbaugruppe” ist eine Baueinheit, 
die unabhängig arbeitet und zusammen mit 
anderen, kompatiblen Unterbaugruppen 
oder mit Messgeräten, mit denen sie 
kompatibel ist, ein Messgerät bildet;

Begründung
Mit diesem Änderungsantrag wird versucht, die drei Arten von Unterbaugruppen zu 
berücksichtigen, nämlich (1.) Einzelkomponenten, die das Messgerät bilden, beispielsweise 
die Wärmezähler, (2.) eine einzelne Untergruppe oder ein Zusatzgerät oder ein 
Periphiergerät zu einem Messgerät, beispielsweise ein Gasabscheider für einen 
Flüssigkeitsmesser und (3.) Bauteile eines Messgeräts, beispielsweise Zellen oder Anzeigen.

Änderungsantrag 11
Artikel 3 Buchstabe d

(d) „Hersteller” ist die natürliche oder 
juristische Person, die

(d) „Hersteller” ist die natürliche oder 
juristische Person, die für die Überein-
stimmung des Messgeräts mit den 
jeweiligen Anforderungen dieser 
Richtlinie verantwortlich ist und die
 

– den technischen Entwurf eines Messgerä-
tes ausführt oder in ihrem Auftrag ausfüh-
ren lässt,

– den technischen Entwurf eines Messgerä-
tes ausführt oder in ihrem Auftrag ausfüh-
ren lässt,

– das Messgerät herstellt oder in ihrem 
Auftrag herstellen lässt und

– das Messgerät herstellt oder in ihrem 
Auftrag herstellen lässt und

– es im eigenen Namen rechtmäßig in 
Verkehr bringt,

– es im eigenen Namen in Verkehr bringt,
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oder
die natürliche oder juristische Person, die

entfällt

– für die Konformität des Messgerätes mit 
den jeweiligen Anforderungen dieser 
Richtlinie verantwortlich ist,

– alle erforderlichen Maßnahmen 
getroffen hat, um dieser Verantwortung 
gerecht zu werden, und

– das Messgerät im eigenen Namen 
rechtmäßig in Verkehr bringt;

Begründung

Dieser Änderungsantrag verdeutlicht die Definition dessen, „wer der Hersteller ist“, „welche 
Verantwortung der Hersteller übernehmen sollte“ und schließt jede Fehlinterpretation aus, 
ob „Importeure“ oder „Händler“ in die Definition „natürliche oder juristische Person“ 
einbezogen sind. Diese Klarstellung ist notwendig, ungeachtet der bestehenden EG-
Rechtsvorschriften.

Änderungsantrag 12
Artikel 3 Buchstabe g

(g) „Bevollmächtigter” ist die natürliche 
oder juristische Person, die von einem 
Hersteller schriftlich bevollmächtigt wird, 
die vorgeschriebenen Aufgaben in seinem 
Auftrag zu erfüllen. Um seine Aufgaben im 
Rahmen dieser Richtlinie erfüllen zu 
können, muss ein Bevollmächtigter in der 
Gemeinschaft niedergelassen sein;

(g) „Bevollmächtigter” ist die natürliche 
oder juristische Person, die von einem 
Hersteller schriftlich bevollmächtigt wird, 
die vorgeschriebenen Aufgaben im Sinne 
und gestützt auf die Vorschriften dieser 
Richtlinie in seinem Auftrag zu erfüllen. 
Um seine Aufgaben im Rahmen dieser 
Richtlinie erfüllen zu können, muss ein 
Bevollmächtigter in der Gemeinschaft 
niedergelassen sein;

Begründung

Der Änderungsauftrag ergibt sich aus dem Änderungsantrag der Berichterstatterin zu Artikel 
3 Buchstabe d, er macht den Status und die Aufgabe eine “Bevollmächtigten” deutlicher. Ein 
Hersteller kann sich im Rahmen der Vorschriften dieser Richtlinie durch einen 
Bevollmächtigen vertreten lassen und nicht gestützt auf andere gemeinschaftliche oder 
einzelstaatliche Rechtsvorschriften.

Änderungsantrag 13
Artikel 5 Absatz 2
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2. Die CE-Konformitätskennzeichnung und 
die zusätzliche Metrologie-Kennzeichnung 
werden vom Hersteller oder unter seiner 
Verantwortung angebracht.

2. Die CE-Konformitätskennzeichnung und 
die zusätzliche Metrologie-Kennzeichnung 
werden vom Hersteller oder unter seiner 
Verantwortung angebracht. Die CE-
Konformitätskennzeichnung kann 
während des Herstellungsprozesses auf 
dem Gerät angebracht werden, die 
zusätzliche Metrologie-Kennzeichnung 
wird hingegen nach der in Artikel 7 
festgelegten Konformitätsbewertung 
angebracht.

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag werden die beiden Verfahren für die 
Konformitätskennzeichnung von einander getrennt. Damit wird der Gefahr der Versuchung 
für die Hersteller entgegengewirkt, die Konformitätskennzeichnung auf dem Instrument 
anzubringen, bevor es die Konformitätsbewertung bestanden hat.

Änderungsantrag 14 
Artikel 7 a (neu)

Artikel 7 a
Technische Unterlagen

Die technischen Unterlagen müssen 
Auslegung, Herstellungs- und 
Funktionsweise des Produkts ersichtlich 
machen und die Bewertung der 
Übereinstimmung mit den geltenden 
Anforderungen dieser Richtlinie 
ermöglichen.
Soweit dies für die Bewertung relevant ist, 
müssen die technischen Unterlagen 
Folgendes enthalten:
– eine allgemeine Beschreibung des 
Geräts;
– Entwürfe, Fertigungszeichnungen und –
pläne von Bauteilen, Baugruppen, 
Schaltkreisen usw.;
– Beschreibungen und Erläuterungen, die 
zum Verständnis der genannten 
Zeichnungen und Pläne sowie der 
Funktionsweise des Geräts erforderlich 
sind;
– eine Liste der in Artikel 9 genannten, 
ganz oder teilweise angewandten Normen 
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sowie eine Beschreibung der zur Erfüllung 
der grundlegenden Anforderungen der 
Richtlinie gewählten Lösungen, soweit die 
in Artikel 9 genannten Normen nicht 
angewandt worden sind;
– die Ergebnisse der 
Konstruktionsberechnungen, Prüfungen 
usw.;
– Prüfberichte;
– die EG-Baumuster- oder EG-
Entwurfsprüfbescheinigungen.

Begründung

Dieser Änderungsantrag sollte in Verbindung mit dem Änderungsantrag zur Streichung von 
Anhang IV gesehen werden. Mit diesem Änderungsantrag werden die Vorschriften über die 
zur Konformitätsbewertung erforderlichen technischen Unterlagen lediglich in den Hauptteil 
der Rechtsvorschrift eingesetzt. Es ist nicht sinnvoll, Anhänge dazu zu benutzen, die 
erforderlichen Unterlagen zu beschreiben, die nicht nur für die Bewertung der Konformität 
verwendet werden, sondern auch für harmonisierte Normen.

Änderungsantrag 15
Artikel 8 Absatz 2

2. Die Mitgliedstaaten wenden für die 
Benennung derartiger Stellen die in 
Anhang III festgelegten Kriterien an.

2. Die Mitgliedstaaten wenden für die 
Benennung derartiger Stellen die in Artikel 
8 a festgelegten Kriterien an. Hat ein 
Mitgliedstaat keine nationalen Vorschriften 
für eins der in Artikel 1 definierten Geräte 
erlassen, so behält er ausgehend von den 
Vorschriften von Artikel 2 das Recht, eine 
Stelle zu benennen.

Begründung

Dieser Änderungsantrag sollte in Verbindung mit dem Änderungsantrag zur Einsetzung von 
Artikel 8 a (neu) gesehen werden, der den ersten Teil des betreffenden Änderungsantrags 
bildet. Der zweite Teil des Änderungsantrags ergibt sich aus dem Änderungsantrag zu Artikel 
2 über die Bedingungen für die Wahlmöglichkeit.

Änderungsantrag 16 
Artikel 8 a (neu)
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Artikel 8 a
Kriterien für die Benennung von Stellen 
zur Durchführung der Aufgaben im 
Zusammenhang mit den 
Konformitätsbewertungsmodulen 
Nachstehend sind die Kriterien aufgeführt, 
die von den Mitgliedstaaten bei der 
Benennung der Stellen zur Durchführung 
der Aufgaben im Zusammenhang mit den 
Konformitätsbewertungsmodulen 
anzuwenden sind.
1. Die benannte Stelle, ihr Leiter und das 
an der Konformitätsbewertung beteiligte 
Personal dürfen weder mit dem Autor des 
Entwurfs (der Auslegung), dem Hersteller, 
dem Lieferer, dem Monteur oder dem 
Anwender der Messgeräte, die sie prüfen, 
identisch noch der Bevollmächtigte einer 
dieser Personen sein. Ferner dürfen sie 
weder unmittelbar an der Auslegung, an 
der Herstellung, am Vertrieb oder an der 
Instandhaltung der Geräte beteiligt sein 
noch eine an diesen Tätigkeiten beteiligte 
Person vertreten. Die Möglichkeit eines 
Austauschs technischer Informationen 
zwischen dem Hersteller und der Stelle zum 
Zwecke der Konformitätsbewertung wird 
dadurch in keiner Weise ausgeschlossen.
2. Die Stelle und das an der 
Konformitätsbewertung beteiligte Personal 
müssen unabhängig sein von jeglicher 
Einflussnahme, vor allem finanzieller Art, 
die ihre Beurteilung oder die Ergebnisse 
ihrer Konformitätsbewertung beeinflussen 
könnte, insbesondere von der 
Einflussnahme durch Personen oder 
Personengruppen, die an den Ergebnissen 
der Prüfungen interessiert sind.
3. Die Aufgaben der 
Konformitätsbewertung müssen mit 
höchster beruflicher Zuverlässigkeit und 
größter erforderlicher Sachkenntnis auf 
dem Gebiet des Messwesens durchgeführt 
werden.
Wenn die Stelle spezielle Arbeiten im 
Zusammenhang mit der Feststellung oder 
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Prüfung von Produktleistungen bzw. 
Produktspezifikationen einem 
Unterauftragnehmer überträgt, muss sie 
zuvor sicherstellen, dass die Bestimmungen 
dieser Richtlinie und insbesondere dieses 
Anhangs eingehalten werden. Die Stelle 
hält die einschlägigen Dokumente zur 
Bewertung der Sachkompetenz des 
Unterauftragnehmers und der von diesem 
im Rahmen dieser Richtlinie ausgeführten 
Arbeiten zur Einsichtnahme durch die 
nationalen Behörden bereit.
4. Die Stelle muss in der Lage sein, alle in 
diesem Artikel genannten Aufgaben, die 
einer solchen Stelle zugewiesen werden 
und für die sie benannt ist, wahrzunehmen, 
sei es, dass diese Aufgaben von der Stelle 
selbst, sei es, dass sie unter ihrer 
Verantwortung ausgeführt werden. Sie 
muss insbesondere über das erforderliche 
Personal verfügen und die nötigen 
Einrichtungen besitzen, die zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der mit der 
Durchführung der Bewertungen und 
Prüfungen verbundenen technischen und 
administrativen Aufgaben erforderlich 
sind. Sie muss außerdem Zugang zu der zur 
Durchführung der erforderlichen Prüfung 
benötigten Ausrüstung haben.
5. Das mit den Prüfungen beauftragte 
Personal muss Folgendes besitzen:
– eine solide berufliche Ausbildung in 
Bezug auf alle Bewertungen und 
Prüfungen, für die die Stelle benannt 
wurde;
– eine ausreichende Kenntnis der 
Vorschriften für die von ihm 
durchgeführten Prüfungen sowie 
ausreichende Erfahrungen auf diesem 
Gebiet;
– die erforderliche Eignung für die 
Abfassung der Bescheinigungen, 
Protokolle und Berichte, in denen die 
durchgeführten Prüfungen niedergelegt 
werden.
6. Die Unabhängigkeit der Stelle ist zu 



PE 297.144 16/24 RR\443563DE.doc

DE

gewährleisten. Die Höhe der Bezüge darf 
sich weder nach der Zahl der 
durchgeführten Prüfungen noch nach den 
Ergebnissen dieser Prüfungen richten.
7. Die Stelle muss eine 
Haftpflichtversicherung abschließen, es sei 
denn, diese Haftpflicht wird gemäß den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vom 
Mitgliedstaat übernommen oder der 
Mitgliedstaat führt die Prüfungen 
unmittelbar selbst aus.
8. Das Personal der Stelle ist (außer 
gegenüber den zuständigen 
Verwaltungsbehörden des Staates, in dem 
es seine Tätigkeit ausübt) durch das 
Berufsgeheimnis in Bezug auf alle 
Informationen gebunden, von denen es bei 
der Durchführung seiner Aufgaben im 
Rahmen dieser Richtlinie oder einer 
einzelstaatlichen Rechtsvorschrift, die diese 
Richtlinie umsetzt, Kenntnis erhält.

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag sollen die Hauptelemente des Anhangs III in den Hauptteil der 
Rechtsvorschrift eingesetzt werden. Es gibt zwei wesentliche Gründe für einen solchen 
Änderungsantrag. Zunächst einmal legt der Text der Kommission die Kriterien fest, die bei 
einer Einhaltung durch die Mitgliedstaaten die Unabhängigkeit und Aufgabentrennung 
zwischen den Stellen und ihrem Personal, die an der Konformitätsbewertung beteiligt sind, 
und den an der Herstellung von Messinstrumenten beteiligten Stellen sicherstellen. Zum 
zweiten ist Anhang III rein institutioneller und nicht technischer Art. In allen EG-
Rechtsvorschriften werden die Unabhängigkeit und Neutralität, die Rechenschaftspflicht und 
Transparenz in einem Artikel und nicht in einem Anhang festgelegt. Dieser Änderungsantrag 
sollte in Verbindung mit dem Änderungsantrag zur Streichung von Anhang III gesehen 
werden.

Änderungsantrag 17
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a

(a) die gerätespezifischen Anhänge 
hinsichtlich folgender Aspekte zu ändern:

entfällt

– höchstzulässige Messfehler und 
Genauigkeitsklassen,
– Nennbetriebsbedingungen,
– Grenzwerte,
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– Verzeichnis der in Artikel 7 genannten 
Konformitätsbewertungsverfahren;

Begründung

Dieser Änderungsantrag zielt darauf ab, das institutionelle Gleichgewicht herzustellen, das in 
dem Beschluss des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung 
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse enthalten ist (ABl. L 184 vom 
17.7.1999) insbesondere Artikel 3 zu der Frage, was ein beratender Ausschuss tun kann und 
Artikel 8 zur Frage, weshalb das EP die Kommission im Rahmen des 
Mitentscheidungsverfahrens kontrollieren sollte.

Änderungsantrag 18
Artikel 13 Absatz 3

3. Die Kennnummer der in Artikel 8 
genannten zuständigen benannten Stelle 
steht, sofern das 
Konformitätsbewertungsverfahren dies 
vorschreibt, unmittelbar hinter der CE-
Kennzeichnung und der zusätzlichen 
Metrologie-Kennzeichnung. Wenn das 
Konformitätsbewertungsverfahren keine 
entsprechende Vorschrift enthält, wird 
das Messgerät nicht mit der Kennnummer 
einer zuständigen Stelle versehen.

3. Die Kennnummer der in Artikel 8 
genannten zuständigen benannten Stelle 
steht, sofern das 
Konformitätsbewertungsverfahren dies 
vorschreibt, unmittelbar hinter der CE-
Kennzeichnung und der zusätzlichen 
Metrologie-Kennzeichnung. 

Begründung

Der gestrichene Satz ist überflüssig, denn wenn es keine „benannte Stelle“ in einem 
Mitgliedstaat gibt, gibt es auch keine zuständige Stelle, die eine „Kennnummer“ zuteilt, es sei 
denn, der Mitgliedstaat wendet eine Ad-hoc-Regelung an.
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Änderungsantrag 19
Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 1

4. Wenn ein Messgerät aus einer Reihe von 
zusammen arbeitenden Geräten besteht, 
werden die Kennzeichnungen auf dem 
Hauptgerät des Gerätes angebracht.

4. Wenn ein Messgerät aus einer Reihe von 
zusammen arbeitenden Geräten und 
Unterbaugruppen besteht, werden die 
Kennzeichnungen auf dem Hauptgerät des 
Gerätes angebracht.

Begründung

Der Änderungsantrag ergibt sich aus dem Änderungsantrag der Berichterstatterin zu Artikel 
3 Buchstabe b betreffend „Unterbaugruppe“.

Änderungsantrag 20
Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 4

Die ausgetauschten Informationen 
werden vertraulich behandelt.

entfällt

Begründung

Das EP hat den Grundsatz der Transparenz als Kriterium für die Durchführung der 
Binnenmarktvorschriften festgelegt. Somit ist ein vertraulicher Informationsaustausch mit 
diesem Grundsatz nicht vereinbar.

Änderungsantrag 21
Artikel 17

Abweichend von Artikel 18 Absatz 2 
gestatten die Mitgliedstaaten für 
Messungen, für die ein amtlich 
kontrolliertes Messgerät vorgeschrieben 
ist, das Inverkehrbringen und die 
Inbetriebnahme von Messgeräten, die den 
vor dem [1. Juli 2002] anwendbaren 
Vorschriften entsprechen; dies gilt bis zum 
Ende der Geltungsdauer der Baumuster-
prüfbescheinigungen für die jeweiligen 
Messgeräte bzw. bei unbefristeten 
Baumusterprüfbescheinigungen bis zehn 
Jahre nach dem [1. Juli 2002].

Abweichend von Artikel 18 Absatz 2 
gestatten die Mitgliedstaaten für 
Messungen, für die ein amtlich kontrollier-
tes Messgerät vorgeschrieben ist, das 
Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme 
von Messgeräten, die den zwei Jahre nach 
Inkrafttreten dieser Richtlinie anwendba-
ren Vorschriften entsprechen; dies gilt bis 
zum Ende der Geltungsdauer der Bau-
musterprüfbescheinigungen für die 
jeweiligen Messgeräte bzw. bei unbe-
fristeten Baumusterprüfbescheinigungen 
bis fünf Jahre nach dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens.

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag werden zwei wesentliche Änderungen vorgenommen. Zunächst 
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einmal spezifiziert der Änderungsantrag den Zeitraum (d.h. zwei Jahre), der für eine 
hinreichend frühzeitige Vorbereitung der nationalen Vorschriften notwendig ist. Dieser 
Zeitraum von zwei Jahren ist gängige Praxis für alle Richtlinien im Rahmen der neuen 
Konzeption. Zum anderen wird mit dem Änderungsantrag der Übergangszeitraum von zehn 
Jahren – ein unter Berücksichtigung aller Umstände sehr langer Zeitraum – auf fünf Jahre 
verkürzt, was die übliche Praxis bei den Richtlinien ist, die in den Bereich der technischen 
Harmonisierung fallen.  

Änderungsantrag 22 
Anhang I Nummer 5

5. Beständigkeit 5. Beständigkeit
Ein Messgerät ist so auszulegen, dass seine 
messspezifischen Merkmale über einen 
angemessenen Zeitraum hinweg 
ausreichend stabil bleiben, sofern es 
ordnungsgemäß aufgestellt und gewartet 
sowie entsprechend der 
Bedienungsanleitung unter den 
vorgesehenen Umgebungsbedingungen 
eingesetzt wird.

Ein Messgerät ist so auszulegen, dass seine 
messspezifischen Merkmale über einen vom 
Hersteller angegebenen Zeitraum hinweg 
ausreichend stabil bleiben, sofern es 
ordnungsgemäß aufgestellt und gewartet 
sowie entsprechend der 
Bedienungsanleitung unter den 
vorgesehenen Umgebungsbedingungen 
eingesetzt wird.

Begründung

Wörter wie „angemessen“, „ziemlich“ usw. tragen nicht zur Klarheit eines Rechtstextes bei.

Änderungsantrag 23 
Anhang I Nummer 6

6. Zuverlässigkeit 6. Zuverlässigkeit
Ein Messgerät ist so auszulegen, dass der 
Einfluss eines Fehlers, der zu einem 
ungenauen Messergebnis führen würde, 
möglichst vermindert wird, sofern ein 
derartiger Fehler nicht offensichtlich ist und 
mit Hilfe von Geräten problemlos 
nachgewiesen werden kann, die vom Gerät 
unabhängig arbeiten.

Ein Messgerät ist so auszulegen, dass der 
Einfluss eines Fehlers, der zu einem 
ungenauen Messergebnis führen würde, 
möglichst vermindert wird, sofern ein 
derartiger Fehler nicht offensichtlich ist.



PE 297.144 20/24 RR\443563DE.doc

DE

Begründung

Der Text der Kommission ist unklar, möglicherweise mit Blick auf den zweiten Teil auch 
widersprüchlich. In der geänderten Fassung ist der Text deutlicher.

Änderungsantrag 24 
Anhang I Nummer 7.2

7.2. Ein Messgerät muss unter 
Berücksichtigung der praktischen Einsatz-
bedingungen für die beabsichtigte 
Benutzung geeignet sein. Um ein korrektes 
Messergebnis zu erhalten, dürfen an den 
voraussichtlichen Benutzer keine 
unangemessen hohen Ansprüche gestellt 
werden.

7.2. Ein Messgerät muss unter 
Berücksichtigung der praktischen Einsatz-
bedingungen für die beabsichtigte 
Benutzung geeignet sein. Um ein korrektes 
Messergebnis zu erhalten, dürfen an den 
Benutzer keine unangemessen hohen 
Ansprüche gestellt werden.

Begründung

Der Text muss deutlicher formuliert werden, Hinweise auf einen hypothetischen Benutzer 
können nur zu Verwirrung und Fehlinterpretationen führen.

Änderungsantrag 25 
Anhang I Nummer 8.1

8.1. Die messspezifischen Merkmale eines 
Messgeräts dürfen durch seine Verbindung 
mit einem anderen Gerät, die Merkmale 
eines derartigen Geräts oder die Merkmale 
eines abgesetzten Geräts, das mit dem 
Messgerät in Verbindung steht, nicht in 
unzulässiger Weise beeinflusst werden.

8.1. Die messspezifischen Merkmale eines 
Messgeräts dürfen durch seine Verbindung 
mit einem anderen Gerät, die Merkmale 
eines derartigen Geräts oder die Merkmale 
eines abgesetzten Geräts, das mit dem 
Messgerät in Verbindung steht, nicht in 
schwerwiegender und unzulässiger Weise 
beeinflusst werden.

Begründung

In einer solchen technischen Rechtsvorschrift ist Klarheit gefordert.
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Änderungsantrag 26 
Anhang I Nummer 10.2

10.2. Die Anzeige des Ergebnisses muss klar 
und eindeutig sowie mit den nötigen 
Markierungen versehen sein, um dem 
Benutzer die Bedeutung des Ergebnisses zu 
verdeutlichen. Unter normalen 
Einsatzbedingungen muss ein problemloses 
Ablesen des dargestellten Ergebnisses 
gewährleistet sein. Zusätzliche Anzeigen 
sind gestattet, sofern Verwechslungen 
ausgeschlossen sind.

10.2. Die Anzeige des Ergebnisses muss klar 
und eindeutig sowie mit den nötigen 
Markierungen versehen sein, um dem 
Benutzer die Bedeutung des Ergebnisses zu 
verdeutlichen. Unter normalen 
Einsatzbedingungen muss ein problemloses 
Ablesen des dargestellten Ergebnisses 
gewährleistet sein. Zusätzliche Anzeigen 
sind gestattet, sofern Verwechslungen mit 
der Hauptanzeige ausgeschlossen sind.

Begründung

Klarheit ist wünschenswert, der Änderungsantrag bewirkt eine Verdeutlichung des Textes.

Änderungsantrag 27 
Anhang I Nummer 10.5

10.5. Ein Messgerät für die Messung von 
Versorgungsleistungen in Privathaushalten, 
dessen Messdaten über eine mobile 
Datenerfassungseinheit oder eine 
Datenleitung abgelesen werden können, 
sind mit einer für den Verbraucher 
zugänglichen Sichtanzeige auszurüsten. Der 
Anzeigewert dieser Sichtanzeige gilt als 
Messergebnis, das die Grundlage für den zu 
entrichtenden Preis darstellt.

10.5. Ein Messgerät für die Messung von 
Versorgungsleistungen in Privathaushalten, 
dessen Messdaten abgelesen werden können, 
sind mit einer für den Verbraucher 
zugänglichen Sichtanzeige auszurüsten. Der 
Anzeigewert dieser Sichtanzeige gilt als 
Messergebnis, das die Grundlage für den zu 
entrichtenden Preis darstellt.

Begründung

Der Änderungsantrag bewirkt eine Verdeutlichung des Textes, indem er unnötige Einzelheiten 
streicht.

Änderungsantrag 28 
Anhang III

Dieser Anhang wird gestrichen.
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Begründung

Anhang III ist ausschließlich institutionell und nicht technisch geprägt. In allen EG-
Rechtsvorschriften sind die Unabhängigkeit und Neutralität, die Rechenschaftspflicht und die 
Transparenz in einem Artikel und nicht in einem Anhang festgelegt. Dieser Änderungsantrag 
sollte in Verbindung mit dem Änderungsantrag zur Einsetzung von Artikel 7 a (neu) gesehen 
werden.

Änderungsantrag 29 
Anhang IV

Dieser Anhang wird gestrichen.

Begründung

Dieser Änderungsantrag sollte in Verbindung mit dem Änderungsantrag zur Einführung von 
Artikel 7 a (neu) gesehen werden. Durch den Änderungsantrag werden die Vorschriften über 
die zur Bewertung der Konformität benötigten technischen Unterlagen in den Hauptteil der 
Rechtsvorschrift eingesetzt. Es ist nicht sinnvoll, in Anhängen die erforderlichen Unterlagen 
zu beschreiben, die nicht nur zur Bewertung der Konformität, sondern auch für harmonisierte 
Standards verwendet werden.



RR\443563DE.doc 23/24 PE 297.144

DE

ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Messgeräte (KOM(2000) 
566 – C5-0478/2000 – 2000/0233(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags und der Änderungen an dem Vorschlag der Kommission an 
das Europäische Parlament und den Rat (KOM(2000) 566)2,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 95 des EG-Vertrags, auf deren Grundlage 
ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C5-0478/2000),

– gestützt auf Artikel 67 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Außenhandel, Forschung und 
Energie (A5-0221/2001),

1. billigt den so abgeänderten Vorschlag der Kommission;

2. verlangt, erneut befasst zu werden, falls die Kommission beabsichtigt, diesen Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

2 ABl. C 62 vom 27.2.2001, S. 1.
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BEGRÜNDUNG

Durch die neue Richtlinie sollen die geltenden Rechtsvorschriften (eine Rahmenrichtlinie und 
23 Einzelrichtlinien) rationalisiert und ein Binnenmarkt für Messgeräte geschaffen werden, 
die amtlichen Messkontrollen unterliegen. Der Wert der nach Masse, Volumen oder Länge 
gehandelten Produkte ist so groß, dass sich die Schätzungen im Bereich von 10% des BIP 
bewegen. Daher ist es dringend notwendig, dass die geltenden inkohärenten und unvollstän-
digen Rechtsvorschriften für Geräte zur Messung dieser Produkte rationalisiert und verein-
facht werden, um einen wirklichen Binnenmarkt zu schaffen. Gleichermaßen müssen 
inkonsistente und inkompatible Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten, die in 
Ermangelung gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften ergriffen wurden, harmonisiert werden, 
um die Handelshemmnisse im Binnenmarkt abzubauen.

Art und Existenz der gemeinschaftlichen Regelungen sind für das reibungslose Funktionieren 
des Binnenmarktes wichtig. Bestimmungen, die technisch strengere oder unnötig umständ-
liche Vorschriften enthalten, können die Nutzen durch Hemmung von Innovation und 
Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit verringern. Die Kommission geht dies effektiv an 
durch die Neue Konzeption, die sich mehr auf die Leistungsfähigkeit als auf Entwurfsanforde-
rungen konzentriert und somit Spielraum für größeren Wettbewerb zwischen den Herstellern 
bei der Entwicklung innovativer Methoden zur Erfüllung der Anforderungen zum Vorteil des 
Verbrauchers schaffen. Aus diesem Grund wird es wichtig sein, dafür zu sorgen, dass die 
Anhänge, über die die technischen Sachverständigen der Mitgliedstaaten weiterhin 
diskutieren, nicht zu detailliert und zu stark reglementierend werden.

Verschiedene Anforderungen an die Konformitätsbewertung können auch als Handelshemm-
nis wirken. Aus diesem Grund sieht die Richtlinie die gegenseitige Anerkennung sowie eine 
Spezifikation dafür vor, welche Art von Konformitätsbewertung für das jeweilige Gerät 
geeignet ist. Dadurch wird vermieden, dass den Herstellern und Importeuren eine Belastung 
dadurch entsteht, dass das gleiche Produkt auf verschiedenen Märkten in der EU verschiede-
nen Verfahren unterzogen wird. Außerdem dürfte die neue Konzeption, die in geringerem 
Maße ein Eingreifen der Zertifizierungsstellen erforderlich macht und die Rolle der Hersteller 
bei der Qualitätssicherung stärkt, zu größerer Effizienz und zur Senkung der Kosten der 
Zulassungsverfahren führen.

Die Kommission hat diesen Vorschlag in enger Konsultation mit Industrie und Verbraucher-
verbänden ausgearbeitet, was zu begrüßen ist. Bei der abschließenden Arbeit an den Rechts-
vorschriften und ihrer Umsetzung wird eine weitere enge Zusammenarbeit mit allen Beteilig-
ten, einschließlich der Hersteller und der Regulierungsstellen in den Beitrittsländern, wichtig 
sein. Die Kommission sollte sich außerdem weiterhin dafür einsetzen, dass internationale 
Normierungsgremien einen ähnlich offenen und auf Konsultation basierenden Ansatz bei 
ihrer Arbeit handhaben und dass die Normen, die sie erarbeiten, regelmäßig überprüft werden, 
um so sicherzustellen, dass sie dem jeweils neuesten Stand entsprechen.


